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(Nr. 14228.) Polizeiverordnung über Errichtung und Betrieb elektriſcher Anlagen. Vom 15. Februar 
1935. 


Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) und 
des Geſetzes, betreffend die Koſten der Prüfung überwachungsbedürftiger Anlagen, vom 8. Juli 
1905 (Geſetzſamml. S. 317) in der Faſſung vom 11. Juni 1934 (Geſetzſamml. S. 315) wird im 
Benehmen mit dem Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter für das Land Preußen folgende 
Polizeiverordnung erlaſſen: ; 
§ 1. 

Die nachſtehenden Beſtimmungen gelten, ſoweit durch Polizeiverordnung beſtimmt wird, daß 
elektriſche Anlagen und Einrichtungen beſonderen polizeilichen Vorſchriften genügen müſſen. 
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Die elektriſchen Anlagen und Einrichtungen müſſen den anerkannten Regeln der Technik 
entſprechend errichtet, betrieben und unterhalten werden. Als ſolche Regeln gelten die vom Miniſter 
für Wirtſchaft und Arbeit im Benehmen mit dem Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter 
aufgeſtellten „Grundſätze für die Durchführung der Polizeiverordnung über Errichtung und Betrieb 
elektriſcher Anlagen“ und neben dieſen die jeweils geltenden Vorſchriften mit Ausführungsregeln 
des Verbandes Deutſcher Elektrotechniker (V. D.E.Vorſchriften). Die Fortentwicklung der „Grund⸗ 
ſätze“ liegt dem Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit ob. Die „Grundſätze“ und ihre Abänderungen 
werden im Miniſterialblatt für Wirtſchaft und Arbeit, die V. D. E. Vorſchriften in der „Elektro⸗ 
techuiſchen Zeitſchrift“ (E T. Z), Verlag Berlin-Charlottenburg 4, Bismarckſtraße 33, veröffentlicht. 


§ 3. 

Die Errichtung von elektriſchen Anlagen und weſentliche Anderungen beſtehender Anlagen 
bedürfen der Erlaubnis der Polizeibehörde, die für die Erteilung von baupolizeilichen Genehmi⸗ 
gungen jeweils örtlich zuſtändig iſt. Dem hierzu erforderlichen Antrage ſind Pläne und Beſchrei⸗ 
bungen in dreifacher Ausfertigung beizufügen, die nach den anerkannten Regeln der Technik (8 2 
d. a. O.) aufgeſtellt und von dem hierzu behördlich anerkannten Sachverſtändigen geprüft ſind. 


© 8 4. 
Der Polizeipflichtige hat die beſtehenden elektriſchen Anlagen und Einrichtungen vor der 
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erſten Inbetriebnahme und danach mindeſtens einmal im Laufe eines jeden Kalenderjahrs durch st 5 57 10 


einen von der Landespolizeibehörde als örtlich zuſtändig anerkannten Sachverſtändigen unterſuchen 
zu laſſen und dieſem Sachverſtändigen den Zutritt zu den Betriebsräumen und zu den elektriſchen 
Anlagen und Einrichtungen zu geſtatten. Der Polizeipflichtige hat die bei der Unterſuchung feſt⸗ 
geſtellten Mängel innerhalb einer von der Ortspolizeibehörde feſtzuſetzenden Friſt zu beſeitigen. 


§ 5. 
u Die Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung gelten auch für beſtehende Anlagen mit der 
Einſchränkung, daß Anforderungen auf Grund des § 2 dieſer Polizeiverordnung, welche über die 
Geſetzammlung 1935. (14 228.14 229.) 95655 BR 5 
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bisher geltenden Beſtimmungen hinausgehen, nur geſtellt werden können, wenn ſie zur Beſeitigung 
erheblicher Gefahren für Leben und Geſundheit erforderlich ſind. 


§ 6. 
Die zuſtändigen Landespolizeibehörden können in einzelnen Fällen auf Antrag Ausnahmen 
von den Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung zulaſſen. 
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Der Polizeipflichtige hat die für die vorgeſchriebenen Prüfungen der elektriſchen Anlagen 
nötigen Arbeitskräfte und Vorrichtungen bereitzuſtellen und die Koſten der Prüfungen nach Maßgabe 
der jeweils geltenden Gebührenordnung an den Sachverſtändigen zu entrichten. Die Gebühren— 
ordnung wird vom Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit feſtgeſetzt und im Miniſterialblatt für 
Wirtſchaft und Arbeit veröffentlicht. 

8 8. 

Für jeden Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird hiermit unbefchadet einer 
ſtrafgerichtlichen Verfolgung ſtrafbarer Handlungen und weiterer polizeilicher Zwangsmittel die 
Feſtſetzung eines Zwangsgeldes in Höhe bis zu 150 N, im Nichtbeitreibungsfall die Feſtſetzung 
von Zwangshaft bis zu zwei Wochen angedroht. 
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Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 15. Februar 1935. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
und Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit. 
In Vertretung: 


Poſſe⸗ 


— 


[Nr. 14229.) Verordnung zur Anderung der Zweiten Verordnung zur Durchführung der Aufwertung 
der Sparguthaben vom 27. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 98). Vom 19. Februar 1935. 


Artikel 1. 
Die Zweite Verordnung zur Durchführung der Aufwertung der Sparguthaben vom 27. Fe⸗ 
bruar 1926 (Geſetzſamml. S 98) wird wie folgt geändert: 
In § 1 Abſ 2 wird folgender Satz 3 eingeſchaltet; 
Wenn bei der gleichen Sparkaſſe ein Guthaben von einem Konto auf ein anderes 
Konto übertragen worden iſt, ſo wird für die Aufwertung dieſes Guthabens ein höherer 
Goldmarkwert, als ihn das Guthaben im Zeitpunkt der Übertragung hatte, nur zugrunde 
gelegt, wenn es der Gläubiger bei der Sparkaſſe beantragt. Der Antrag muß ſpäteſtens 
bis zum 30. April 1935 geſtellt werden. 
Artikel 2. 
Dieſe Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 19 Februar 1935. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
und Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit. 


In Vertretung: 


Poſſe. 
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